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Die Soziale Arbeit in der Psychiatrie sieht sich derzeit mit drei verschiedenen
Themen konfrontiert: Zum einen mit dem Vorhaben, ein leistungsorientiertes
und pauscha lierendes Vergütungssystem auf der Grundlage von tages-
bezogenen Entgelten für die psychiatrische Krankenhausfinanzierung zu ent-
wickeln. Zum zweiten wird Soziale Arbeit im psychiatrischen Arbeitsfeld zuneh-
mend gefordert, adäquate Hilfen für ausländische (Armuts-)Flüchtlinge, vor-
wiegend aus den armen osteuropäischen Ländern, zu leisten. Daneben stehen
Bemühungen, sozial-psychiatrische Errungenschaften gegen ökonomische
Interessen der Leistungsträger zu verteidigen. Waltraud Himmelmann kommt 
in ihrem Beitrag zum Schluss, dass der Organisationsgrad der Profession zur
grundlegenden Bewältigung der Aufgaben deutlich steigen muss.Waltraud Himmelmann

■ Die Spitzenverbände der Kran -
ken versicherungen und Kran -

 ken häuser wurden als Selbstverwal-
tungspartner von der Bundes re gie rung
beauftragt, in Zusammenarbeit mit
dem Institut für das Entgeltsystem im
Krankenhaus gGmbH (INEK), ein neu es
Finan zie rungs system für die Psy chia -
trie zu entwickeln. Die Kran ken haus -
finanzierung im somatischen Be reich
erfolgt schon länger durch Fallpau -
scha len (Diagnosis Related Groups –
DRG). Aufgrund der wesent lichen Un -
terschiede zwischen der Be hand lung
von psychischen und somatischen
Erkrankungen soll der neue Entgelt -
ka talog jedoch nicht auf Fallpau scha -
len wie im DRG-System, sondern auf
Tagespauschalen ba sie ren. 

Das Deutsche Institut für Medizini -
sche Dokumentation und Infor ma tion
(DIMDI), eine Behörde des Bun des mi -
nisteriums für Gesundheit, erarbeitet
zur Leistungsdokumentation Kodie -
run  gen für die psychiatrischen Kom-
plexbehandlungen. Im Gegensatz zu
den bisherigen Stichtagserhebungen

sonalbesetzung in der Psychiatrie. Mit
die ser neuen Vorschrift wird die skan -
da löse Wirklichkeit der Unterbeset-
zung offiziell als Norm eingeführt und
kaum einer regt sich auf (Ausnahmen:
Aktion Psychisch Kranke, ver.di). Aller -
dings ist die Realität noch extremer:
Die Psychiatriepersonalver ordnung
geht noch von bis zu drei fach längeren
statio nä ren Aufenthalts dauern aus als
dies heute im Durchschnitt der Fall ist.
Das bedeutet, dass sich der Verwal -
tungs aufwand, die Aufnahme- und
Ent  las sungs vor be rei tun gen verdich -
ten und zu Lasten ei ner perso nen -
orien  tierten Hilfe des psy chisch kran -
ken Menschen gehen: 300 Prozent
kann kein Mitarbeiter leis ten.

Veränderungen sind möglich
Soziale Arbeit muss sich in einem
solchen System zu Wort melden und
ihre Vorstellungen aktiv in die Entwick -
lungen einbringen. Dass dies erfolg-
reich möglich ist, zeigen die Akti vi tä -
ten der Verbände für Soziale Arbeit
(Deutsche Vereinigung für So zia le Ar-

wird jetzt mit Hilfe von tagesaktuellen
Codes versucht, die Behandlungsin -
ten sität von psychisch kranken Perso -
nen zu erfassen. Zur Berechnung der
Tagespauschalen wird ein Doku men -
tationssystems der erbrachten Leis -
tungen zu grunde ge legt, der soge -
nann te Operations- und Proze du ren -
schlüssel (OPS). Hierfür wurden ent-
sprechende Kodierziffern für psychia -
tri sche, psychosomatische und psy -
chotherapeutische Leistun gen entwi -
ckelt. Das bedeutet, dass im lau fen den
Betrieb Daten erfasst, Ausfüh rungs -
richtlinien erprobt und im mer wieder
erneuert werden. Das Verfahren ist
bis 2016 freiwillig, danach wird es ver-
pflichtend eingeführt (Vgl. C www.
aok gesundheitspartner.de/ bund/kran-
kenhaus/psy/index.html am 22.07.2012).

Die gesetzlichen Grundlagen sehen
vor, dass die Psychiatriepersonalver-
ordnung nur zu 90 Prozent eingehal -
ten werden muss. Aus Sicht des Deut -
schen Berufsverbandes für Soziale
Arbeit (DBSH) ist das ein offizielles
Eingeständnis der mangelnden Per-

Die Sozialpsychiatrie
braucht eine starke
Soziale Arbeit
Was bewegt die Soziale Arbeit in der Psychiatrie?
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ventionen, komplexer Bera tung und
mitunter nicht planbaren Einzelkon-
takten die Grundlage und Vorausset-
zung für eine Behandlung. Eine nach-
haltige Stabilisierung erfor dert parallel
zur medizinisch-psychia trischen Be-
handlung eine inten sive sozialar bei te -
ri sche Intervention. Sol che hier „exis -
tenzbedrohenden Le bens umstände“
genannten Bedin gun gen sind unter
anderem der Verlust der wirtschaft li -
chen Absicherung (feh lende Leis tungs -
bezüge bei Aufnah me), ein fehlender
Krankenversiche rungsschutz, Gefähr-
dung oder Verlust des Wohnraumes
durch Miet rücks tände oder auffälliges
Verhalten, Überschuldung (Gefühl der
Hoffnungslosigkeit, in der Folge Suizi -
dalität), Ge fährdung oder Verlust des
Arbeitsplat zes, mangeln des soziales
Netzwerk oder fehlende Rückkehr mög -
lichkeiten ins bisherige soziale Umfeld. 

Die aus den angeführten existenz-
bedrohenden Lebensumständen not -
wendigen Interventionen gehören in
der Psychiatrie seit langem zum Ar-
beitsfeld der Sozialen Arbeit und kön -

nen am besten von dieser Berufsgrup -
pe durchgeführt werden. Umgehende
und intensive sozialarbeite rische In-
terventionen können wirtschaftliche
Absicherung und Kran ken  versiche -
rungsschutz wieder herstellen. Sie sor -
gen für einen Erhalt des Wohnraums
oder des Arbeitsplatzes. Sie erarbeiten
neue Perspektiven und leiten sie ein.
Dazu zählt eine zeitnahe Vermittlung in
die medizinische oder be ruf liche Reha -
bi litation oder in teil- bzw. vollsta tio -
näre Wohnein ric h tun gen für die spezi-
fischen Erkrankungsbilder. Ein ge schlos -
sen in die Leistung ist die erfor derliche
Kostenklärung für eine Aufnahme. Die
psychiatrisch-psycho somatische In-
tensivbehandlung umfasst also auch
die sozialar beite ris chen Inter ven tio -
nen. Sie muss also erfasst und sollte
ent sprechend bei der Codierung be -
rück sichtigt werden. 

Über das DIMDI haben DVSG und
DBSH die Möglichkeit zur Mitsprache
genutzt. In einem formalisierten Ver-
fahren können Vorschläge für Ände -
rungen am OPS-Katalog eingereicht

beit im Gesundheitswesen – DVSG,
Deutscher Berufsverband für Soziale
Arbeit – DBSH) in Bezug auf die Ergän-
zungen des OPS-Katalogs. So war bei-
spielsweise in den Entwürfen zur
Kalkulation die Wirklichkeit der psy-
chiatrischen Behandlung nur unvoll-
ständig abgebildet. Im ers ten OPS-
Katalog für die Psychia trie waren 2010
zwar bereits Kodes zu finden, innerhalb
derer prinzipiell die Soziale Arbeit in
der Psychiatrie abbildbar ist, aller dings
nur unter dem Sammelbegriff „Spe -
zialtherapeu ten“. Dazu gehört ne ben
Ergothe ra peuten, Physiothe ra peu ten
oder Lo go päden auch die So ziale Ar-
beit. Die Sozialarbeitsleistungen kön -
nen so zwar in das Kodiersystem ein -
gebracht wer den, lassen sich durch
den Sammelbegriff „Spe zial the ra peu -
ten“ aber nicht mehr von den Leistun -
gen an derer dif fe ren zie ren. Auf diese
Wei se ist dann nur noch zu erkennen,
wie viele Therapieeinheiten „Spe zial -
the ra peuten“ beim je wei ligen Patien -
ten erbracht haben – der spezielle An-
teil der Sozialen Arbeit daran ist nicht
erkennbar. Da Soziale Arbeit in der Psy-
chiatrie einen nicht unerheblichen und
bedeutenden Leistungsanteil hat, sind
die tatsächlich erbrachten Leistungen
nach dem derzeit vorge se he nen Sys -
tem nicht ausre i chend dif fe renziert. 

Sozialarbeiterische Interventionen
gehören in der Psychiatrie zum
notwendigen Behandlungsspektrum
Für eine adäquate Dokumentation der
Leistungen bedurfte es entspre chen -
der Ergänzungen. Es wurde beispiels-
weise übersehen, dass besonders in
der Sozialen Arbeit erheblicher per-
sonenbezogener Aufwand ohne „face
to face“ Kontakt mit den Klienten ent-
steht. Leistungen, wie Angehörigen-
gespräche, Verhandlungen mit Leis-
tungsträgern oder Justiz, konnten nicht
erfasst werden. Dies hätte zu rele -
vanten Verzerrungen bei der pa tien -
ten bezogenen Abbildung der Leis  tun -
gen geführt. 

Weiterhin können als Folge einer
psychischen Erkrankung oder einer
Sucht erkrankung bei den Patienten
exis tenzbedrohende Lebensbedin gun -
gen eintreten. Der Sozialdienst sichert
mit umgehenden, zeitinten si ven Inter -

Menschen mit Migrationshintergrund gehören zu den Klienten der Sozialen Arbeit mit inten -

siverem Beratungsbedarf. Eine angemessene Vergütung ist hier schwierig zu pauschalisieren.
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ist allerdings zu be fürchten, dass der
mangelhafte Status Quo als „normal“
etikettiert werden wird. 

Die deutschen sozialen Hilfesys teme
erfassen diese Menschen mit Migra -
tionshintergrund nicht immer, auch
wenn mitunter das Gegenteil behaup -
tet wird. Individuelle Hilfen unter Be -
rück sichtigung der Beson der heiten der
Patienten müssen in der Regel durch
den Sozialdienst erschlossen werden:
Dafür gibt es kei nen Standard. Was tut
eine Sozial pädagogin mit einem ost -
euro päi schen, psychio tischen Mann,
der bisher als Zuhälter, ohne Aufent-
haltserlaubnis im Ruhrgebiet, seine
Frauen zur Einkom mens siche rung zur
Prosti tu tion angehalten hat? Was nüt -
zen medikamentöse Einstellungen, die
sich selbst krankenversicherte Men -
schen außerhalb der Psychiatrie nach
der Entlassung nicht leisten können
und daher abset zen müs sen? (Vgl.
C www.dbsh-nrw.de/fileadmin/web -
seite/pdf/Publikationen/Stellungnahme
_Festbetraege_Cipralex_Rev.1.1.pdf)

Die Verknüpfung des deutschen So -
zialsystems im Europäischen Verbund

hat Lücken. Unterhalb staat licher Ab-
kommen fehlen Regelungen und Orga -
nisationsstrukturen. Nichtregierungs-
organisationen können manch mal hel -
fen, müssen natürlich erst kontaktiert
und überzeugt wer den. Krea tivität,
Engagement und Glück gehören da -
zu, Hilfen zu erschließen. Das ist zeit-
aufwendig. Es hilft den Patien ten. Es
gibt dafür aber kein Mehr an Geld für
die Klinik. Das erschwert die For de -
rung der Sozialen Arbeit, dass die
erfassten Bedarfe in die Perso nal be -
messung zurückflie ßen und die Pa -
tien ten die Hilfe er hal ten, die sie akut
benötigen.

Bei den Bemühungen, trennende
Indikatoren für „Intensivpatienten“

und „Normalpatienten“ zu finden,
und Behandlungen zu kategorisieren,
geben Daten auch Auskunft über die
psychiatrische Versorgung. Die Da ten -
aufnahme lässt einen Vergleich zwi -
schen Psychiatrischen Abteilungen
an Krankenhäusern und eigenstän -
digen psychiatrischen Kliniken zu. Bei
aller gebotenen Vorsicht entsteht der
Eindruck, dass trotz regionaler Ein-
zugsgebiete auch eine soziale Selek -
tion vor der Aufnahme stattfindet: Psy -
cho-soziale Intensivfälle und schwer
behandelbare Fälle werden bevorzugt
in die psychiatrischen (Groß-)Kliniken
geschickt. Im Einzelfall berichten Be-
troffene, sie seien von ihrer „zustän -
digen Klinik“ nicht aufge nom men wor -
den, da sie „ausbehandelt“ seien.

Ökonomischer Druck 
und Soziale Psychiatrie 
Rein ökonomisch betrachtet ist der
Sozialdienst wieder ein wertvolles Gut
geworden: Es besteht ein hoher Hilfe -
bedarf bei knappem Angebot. Aller -
dings fehlen noch einheitliche Instru-
mente zur Erfassung der sozialen Di -

men sion von Krankheit, um diese Be-
hauptung empirisch zu belegen. Da-
gegen versprechen Studien über neue
Medikamente wahre Wunder. In phar -
makologische Studien wird viel Geld
investiert. In Studien zur Wirksamkeit
und Nachhaltigkeit Sozialer Arbeit fast
gar keines: Dies ist ein Wettbewerbs-
nachteil gegenüber den Kostenträ -
gern, denen der Gegenwert für die Be-
handlung erklärt werden muss. Um
den Berufsalltag zu be wäl tigen, müs -
sen die Ziele der Sozial be ra tung auf
ein realistisches Maß redu ziert und
 Arbeitsabläufe rationalisiert werden.
Prozessorientierte Methoden geraten
gegenüber symptomorien tierten Me-
thoden ins Hintertreffen. Der ganz-

werden. Allerdings unterliegen sie dann
einer internen, nichtöffentlichen Be -
wer tung einer Arbeitsgrup pe des DIM -
DI, in der ursprünglich kein Vertre ter
mit sozialarbeiterischen Background
vertreten war: Durch die gemeinsame
Intervention der beiden Verbände
konn ten erfolgreich Ände rungs anträge
für die Weiterentwicklung der OPS-
Kodierung eingebracht werden. Da-
neben haben DVSG und DBSH nun
einen festen Sitz in der Arbeitsgruppe
des DIMDI, um die Einbeziehung so -
zial arbeiterischer Kompetenz bei künf -
 ti gen Beratungen si cher zustellen.

Psycho-soziale Intensivbehandlung
und Zunahme ausländi scher
Armutsflüchtlinge
Neben der allgemeinen Kodierungs-
problematik steht Soziale Arbeit auch
in ihren Arbeitsfeldern vor Herausfor -
de rungen, die sich schwie rig vom bis -
herigen Abrechnungssystem abbil den
lassen. So steigt die Zahl behand -
lungsbedürf tiger Flüchtlinge und Mi -
gran ten, die relativer und absoluter Ar -
mut entfliehen oder nach lebensbe -
droh lichen Erlebnissen ein sicheres
Land suchen. Auch die fehlende psy -
chia tri sche Versorgung bei schweren
psy chi schen Erkrankungen kann Fa -
mi lien zur Migration bewegen. Sozio-
kul tu relle Unterschiede erschweren
häu fig eine gelingende psychia tri schen
Behandlung: Lebenswelten prallen
auf einander, Sprachbarrieren, geringe
Lese- und Schreibfähigkeit, religiöse
Überzeugungen, Umgangsformen und
offene Ablehnung westlicher Wer te
sind zu überwinden. 

Die Datenlage zu dieser Entwicklung
ist eher vage. So schätzt beispielswei -
se ein Sozialdienst einer geschlos se -
nen Station einer Psychia trischen Kli -
nik in einem Einzugsge biet mit über -
 durchschnittlicher Armut und Arbeits-
losigkeit den Anteil der ent spre chen -
den Intensivfälle auf min destens 50
Prozent ein. Für eine adäquate Ein -
schät zung des Personalbedarfs müss -
ten entsprechende qua li tative Daten
systematisch erhoben und für eine
rea listische Kalkulation analysiert wer -
den. Würden die Er geb nisse ernst ge -
nom men, müssten sie sich in der Per-
sonalbemessung nie derschlagen. Es

In pharmakologische Studien wird viel Geld investiert.

In Studien zur Wirksamkeit und Nachhaltigkeit 

Sozialer Arbeit fast gar keines: Dies ist ein Wett-

bewerbsnachteil gegenüber den Kostenträgern.

6 29_Titelhema_4 2012  06.09.12  10:31  Seite 8



4/2012 Forum sozialarbeit + gesundheit 9

heitliche Ansatz ist ein Ideal, das die
Strukturen im Moment kaum zulassen. 

Deutlich ist, dass sich strukturelle
Probleme nur auf Systemebene und
hier häufig nur po litisch lösen lassen.
Allerdings mangelt es den wenigen
Initiativen häufig an solidarischer 
Un ter stützung. Ein Beispiel ist hier 
die Soltauer Initiative (Vgl. C www.
soltauer-impulse.culture base.org/), die
sich seit 2004 bemüht, das politische
Bewusstsein über die Demontage
sozial psy chia  trischer Hilfen zu we cken.
Wie schwer das ist, zeigte 2008 eine
Tagung mit der Deutschen Ge sell -
schaft für So zial psychiatrie (DGSP) in
der FH Pots dam: Das Soziale als poli -
tisches Anliegen. Die Tagung fand pa -
rallel zum laufenden Studienbetrieb
statt. Die auffällig geringe Teilneh -
mer zahl un ter den Sozialarbeitsstu -
die ren den erklärten diese damit, dass
sie sich keine Fehlstunde in den Semi -
na ren erlauben konnten. Der Vorschlag
gemein sam das Anwesenheitsgebot
zu zu bre chen, um an der Tagung teil -
neh men zu können, erntete freund -
liches Erstau nen. Es fehlte absolut ein
Be wusstsein darüber, dass Soziale
Arbeit erst recht unter repressiven
Bedin gun gen für ihre Ziele Konflikte
austragen muss. 

2009 wurde zum ersten Mal im
Öffentlichen Dienst zu einem Streik
für den Sozial- und Erziehungsdienst
aufgerufen. Der Streikaufruf galt auch
für die Sozialdienste. Bundesweit trau -
ten sich allerdings viele Sozialarbeiter
nicht, von ihrem Streik recht Gebrauch
zu machen. Es fehlte das Bewusst-
sein, dass man auch für seine eigenen
Belange kämpfen muss. Un ter den
strei kenden Sozialar beitern wuchsen
wäh rend der Auseinandersetzungen
trä ger übergreifend die Solidarität und
das Gefühl einer professionellen Iden -
ti tät. Häufig hielten Gewissensfragen
um das Wohl der Klienten viele So -
zial arbeiter von einer Streikbeteili -
gung ab, doch viele Klienten zeigten
Verständnis. Diese Erfahrungen löste
allerdings keine Bewegung über den
Streik hinaus aus. Der Organisations-
grad (Berufsverband/Gewerkschaft)
unter den pro  fessionellen Kräften der
Sozialen Arbeit ist weiterhin gering.
Beim Bundeskongress für Soziale Ar-

beit 2009 in Dortmund boten die
DGSP und der DBSH eine Veran stal -
tung an, die über Möglichkeiten der
Auseinandersetzung von der so zial -
po li tischen Kampagne bis zum Whis -
tle  blowing informieren sollte. Auch
hier war die Nachfrage gering. Es stellt
sich die Frage: Wo geht der Druck
durch die verschlechterten Arbeits be -
din gun gen im sozialpsychia trischen
Arbeitsfeld weiter hin? In innere Emi -
gration, psycho-somatische Krank -
heit, Flucht in die Familienarbeit oder
Jobwech sel? Man darf gespannt sein,
ob sich endlich etwas bewegt: Vom
13. bis 15.September 2012 findet der
8. Bun deskongress für Soziale Arbeit
in Ham burg statt (C www.bundes-
kongress-sozia le-arbeit.de). Es besteht
die Hoffnung, dass von dort aus Im -
pulse für ein politisches Mandat der
Sozialen Arbeit ausgehen und ent-
sprechende Initiativen sowie die Ver-
bände der So zia ler Arbeit gestärkt
werden. 

Verbesserungen in der Sozialpsy-
chiatrie müssen erstritten werden
Die aktuellen Bemühungen, die Ar-
beit in der Psychiatrie zu kalkulieren,
zwin gen die Soziale Arbeit dazu, sich
an einem System zu beteiligen, des -
sen Grundannahmen aus der profes -
sio neller Sicht Sozialer Arbeit abzu -
leh nen sind: Unsere berufliche Aufga -
be ist es, in der Behandlung den Men -
schen ganz heitlich mit seinem Le -
bens umfeld zu betrachten. Die Kal ku -
lation der psychiatrischen Arbeit be-
trachtet hinge gen das Symp tom und
dessen mög lichst schnelle Linde rung
oder Heilung im Krankenhaus. In Zei -
ten der ökono mischen Glo  ba li sie rung
und dadurch ausge lös ten Bevöl ke -
rungs wan derun gen er höhen sich die
Anfor derungen an die Soziale Arbeit
in der Psychiatrie: Es sind zusätz liche
mul tikulturelle Kom petenzen gefragt
und es müssen neu e Hilfeformen und
-Netzwerke erschlossen werden. Struk -
turell benötigt die Profession in der
Psychiatrie Verbesserungen, die er-
stritten werden müssen. An ge sichts
der akuten Verwerfungen, die ins Mark
Sozialer Arbeit in der Psychiatrie tref -
fen, müssen die Kräfte gebündelt wer -
den. Das gemeinsame Vorgehen von

DVSG und DBSH ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Um mehr po li ti sches
Ge wicht in der Sozial- und Be rufs  po -
li tik zu erhalten, müssen die Mitglie -
der zahlen in den Verbän den stei gen.
Der Organisationsgrad der So zia len
Arbeit muss sich drin gend erhöhen.

■ Waltraud Himmelmann ist 
Dipl. Sozialarbeiterin und arbeitet 

in der LWL-Klinik Dortmund. 
Sie ist 2. Vorsitzende des DBSH-

Landesverbandes Nordrhein-West-
falen und dort in der Landesfach-

gruppe Psychiatrie und Sucht aktiv, 
6 waltraud.himmelmann@

dbsh-nrw.de
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